
Bauleitplanung der Stadt FLORSTADT 

Bebauungsplan „Lacheweg - 2.Bauabschnitt“ im Stadtteil Stammheim 

Abwägung der Beteiligungsverfahren gemäß § 3 (1) und § 4 (1) BauGB. 

Stellungnahme: 

Wetteraukreis vom 27.05.2019 

Abwägungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung 

Zu FB 4 Archäologische Denkmalpflege: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu FSt 2.3.6 Brandschutz: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

FSt 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege: 

Zu Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit: 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

Eine Eingriffsbilanzierung und ein artenschutzrechtliches Gutachten werden Bestandteil der 

Umweltprüfung sein. 
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FSt 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege: 

Zu fachliche Stellungnahme: 

Dem Hinweis wird nicht gefolgt. 

Die textlichen Festsetzungen enthalten unter dem 2.7 bereits Regelungen zur Gestaltung 

der Grundstücksfreiflächen. Diese werden als ausreichend erachtet. Das Problem der 

„Schottergärten“ ist der Stadt bewusst. Allerdings ist es schwierig, den Begriff „Schottergär-

ten“ rechtsicher zu definieren. Dies ist aber Voraussetzung um diese auch rechtssicher aus-

zuschließen. Daran schließt sich die Frage an, wie dies letztlich überprüft werden soll. Die 

Stadt hat daher entschieden, in den vorliegenden Bebauungsplan hierzu noch keine Rege-

lung aufzunehmen, zumal auch im 1.Bauabschnitt hierzu keine Regelung enthalten ist.  

FSt 4.1.3 Wasser- und Bodenschutz: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

FD 4.2.2 Agraraufgaben: 

Zu 1.: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ausgestaltung der Straßenräume erfolgt im Rahmen der Erschließungsplanung und ist 

nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Die betreffende Wege eigenen sich in ihrem jetzigen 

Ausbau nur bedingt als zusätzlicher Erschließungsweg. Aufgrund der geplanten Festsetzun-

gen sind Zufahrten vom Wirtschaftsweg planungsrechtlich auch nicht zulässig. Sollte der 

Wirtschaftsweg dennoch als Zufahrt zweckentfremdet werden, muß über geeignete Maß-

nahmen nachgedacht werden, wobei Poller auch in Betracht gezogen werden können. 

Zu 2.: 

Der Hinweis wird beachtet. 

Der Hinweis wird in die Planzeichnung und die Begründung aufgenommen. 

Zu 3.: 

Der Hinweis wird beachtet. 

Die Planzeichnung enthält bereits einen Hinweis auf die gesetzlichen Grenzabstände  

FD 4.5 Bauordnung: 

Zu 1.: „Freie Berufe“ 

Die Bedenken sind unbegründet. 

Freie Berufe können allein ausgeübt werden oder unter der Mithilfe fachlich vorgebildeter 

Arbeitskräfte. Wie bereits in der Begründung ausgeführt möchte die Stadt mit dieser Rege-

lung die Ansiedlung von Praxen freier Berufe steuern, welche in der Regel mit Angestellten 

betrieben werden. Dagegen soll die Ausübung anderer freier Berufe, z.B. die eines Architek-

ten, ohne weiteres zulässig sein. Hierbei ist wiederum zwischen einem freien Architekten 

oder einem größeren Architekturbüro zu unterscheiden, welches wiederum in einem Wohn-

gebiet als störend empfunden werden kann. Als Indikator kann die Anzahl der Angestellten 

herangezogen werden. Damit wird lediglich eine Konkretisierung des Begriffs „Freier Beruf“ 

vorgenommen indem ein Indikator für die Betriebsgröße definiert wird. Dies erfolgt auf der 

Grundlage der Regelungen des § 1 BauNVO und ist vergleichbar mit den üblichen Regelun-
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gen anderer Nutzungen. So werden gewerbliche Produktionsanlagen nach ihrer Produkti-

onskapazität bemessen, Beherbergungsbetriebe nach der Anzahl der Betten, landwirtschaft-

liche Betriebe nach der Anzahl der gehaltenen Tiere und Einzelhandlesbetriebe nach ihrer 

Verkaufsfläche ohne das dies explizit in der BauNVO geregelt ist. Ohne solche Kenngrößen 

für die Definition von Betriebsgrößen wäre städtebauliche Planung letztlich gar nicht mög-

lich. 

Zu 2.: Definition Einzel- und Doppelhaus 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

Die planungsrechtliche Definition von Doppelhaus und Einzelhaus und die Festsetzung der 

zulässigen Wohneinheiten ist zwar eindeutig, deckt sich aber nicht mit der umgangssprach-

lichen Bedeutung der Begriffe. Die Begründung wird dahingehend ergänzt. 

Zu 3.: 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

Die Regelung für Eckgrundstücke wird konkretisiert.

Zu 4.: 

Dem Hinweis wird gefolgt. 

Die Regelungen für Doppelhäuser werden ergänzt. 

Zu FSt 4.5.0 Denkmalschutz: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 



 

 

 

BAULEITPLANUNG DER STADT FLORSTADT  
 

 

Bebauungsplan „Lacheweg – 2.Bauabschnitt“ im Stadtt eil Stammheim 
 

Abwägung der durchgeführten Verfahren gemäß § 3(2) und § 4(2) BauGB 
 

Stellungnahme: 
Wetteraukreis vom 08.01.2020 

 

 

ABWÄGUNGSBESCHLUSS DER STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu FSt 2.3.2 Gesundheit und Gefahrenabwehr / Kommun alhygiene:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Zu Fb 4 Archäologische Denkmalpflege:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 
 
Zu FSt 2.3.6 Brandschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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Zu Naturschutz und Landschaftspflege:  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme vom 27.05.2019 wird gesondert behandelt. 
 
Zu Regio-Saatgut: 
Der Hinweis wird beachtet. 
Der Hinweis wird bei der Anlage von Ansaaten auf den öffentlichen Grünflächen berücksichtigt. 
 
 
Zu Abbuchungsantrag: 
Der Hinweis wird beachtet. 
Die Stadt wird den erforderlichen Abbuchungsantrag nach Rechtskraft des Bebauungsplan bei der 
Unteren Naturschutzbehörden einreichen. 
 
Der Hinweis wird beachtet. 
Der Wetteraukreis erhält nach der Bekanntmachung eine Mehrausfertigung des bebauungsplans. Auf 
Anfrage kann der Bebauungsplan auch digtal zur Verfügung gestellt werden. 
 
 
 
 
 
Zu Biotopwertbilanzierung: 
Dem Hinweis wird gefolgt. 
Der Biotoptyp 09.151 wird mit 36 WP angesetzt und die Biotopwertbilanzierung entsprechend ange-
passt. Der Kostenindex hat im vorliegenden Fall zwar nur rein informellen Charakter, wird aber den-
noch angepasst. 
 
 
 
Zu Textliche Festsetzungen: 
Dem Hinweis wird gefolgt. 
Die textlichen Festsetzungen werden um die Verwendung von Regio-Saatgut ergänzt. 
 
 
 
Zu Private Grünflächen: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die textlichen Festsetzungen enthalten unter dem 2.5.1 bereits Regelungen zu den zulässigen bauli-
chen Nutzung in den privaten Grünflächen. 
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Zu „Schottergärten“: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die textlichen Festsetzungen enthalten unter dem 2.7 bereits Regelungen zur Gestaltung der Grund-
stücksfreiflächen. Diese werden als ausreichend erachtet. Das Problem der „Schottergärten“ ist der 
Stadt bewusst. Allerdings ist es schwierig, den Begriff „Schottergärten“ rechtsicher zu definieren. 
Dies ist aber Voraussetzung um diese auch rechtssicher auszuschließen. Daran schließt sich die 
Frage an, wie dies letztlich überprüft werden soll. Die Stadt hat daher entschieden, in den vorliegen-
den Bebauungsplan hierzu noch keine Regelung aufzunehmen, zumal auch im 1.Bauabschnitt hierzu 
keine Regelung enthalten ist.  
 
Zu Eichen und Ahorn: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis kann sich nur auf die geplanten Baumpflanzungen in den öffentlichen Verkehrsflächen 
beziehen. Der Hinweis wird bei der Erschließungsplanung berücksichtigt. 
 
Zu Feldhamster: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Fläche wurde in den vergangenen Jahren im Zusammenhang mit der Planung des gesamten 
Baugebietes mehrfach begangen, wobei auch auf Hinweise auf ein Vorkommen des Feldhamsters 
geachtet wurde. Hinweise auf ein solches Vorkommen wurden bei keiner dieser Begehungen festge-
stellt, auch nicht im Umfeld der Fläche. Die Wahrscheinlichkeit, dass sich dort mittlerweile Feldhams-
ter angesiedelt haben, wird daher als gering eingeschätzt. 
 
Zu FSt 4.1.3 Wasser und Bodenschutz:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Sachverhalt zur geplanten Entwässerung im Mischsystem wird in Kapitel 1.5.6 der Begründung 
bereits erläutert. Der genehmigte Entwässerungsplan aus dem Jahr 1990 berücksichtigt das Bauge-
biet bereits. Das Kanalnetz mit seinen Rückhalteeinrichtungen ist bereits auf den Anschluss des 
Baugebiets ausgelegt.  
 
 
 
 
Zu FSt 4.2.2 Agraraufgaben:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Zu 1.: Die Ausgestaltung der Straßenräume erfolgt im Rahmen der Erschließungsplanung und ist nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung. Die betreffende Wege eigenen sich in ihrem jetzigen Ausbau nur 
bedingt als zusätzlicher Erschließungsweg. Aufgrund der geplanten Festsetzungen sind Zufahrten vom 
Wirtschaftsweg planungsrechtlich auch nicht zulässig. Sollte der Wirtschaftsweg dennoch als Zufahrt 
zweckentfremdet werden, muß über geeignete Maßnahmen nachgedacht werden, wobei Poller auch in 
Betracht gezogen werden können. 
Zu 2.: Die Planzeichnung enthält bereits einen Hinweis auf die einzuhaltenden Grenzabstände bei 
den Randbepflanzungen 
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Zu FD 4.5 Bauordnung:  
Zu 1.: Freie Berufe: 
Die Bedenken sind unbegründet. 
Freie Berufe können allein ausgeübt werden oder unter der Mithilfe fachlich vorgebildeter Arbeitskräfte. 
Wie bereits in der Begründung ausgeführt möchte die Stadt mit dieser Regelung die Ansiedlung von 
Praxen freier Berufe steuern, welche in der Regel mit Angestellten betrieben werden. Dagegen soll die 
Ausübung anderer freier Berufe, z.B. die eines Architekten, ohne weiteres zulässig sein. Hierbei ist 
wiederum zwischen einem freien Architekten oder einem größeren Architekturbüro zu unterscheiden, 
welches wiederum in einem Wohngebiet als störend empfunden werden kann. Als Indikator kann die 
Anzahl der Angestellten herangezogen werden. Damit wird lediglich eine Konkretisierung des Begriffs 
„Freier Beruf“ vorgenommen indem ein Indikator für die Betriebsgröße definiert wird. Dies erfolgt auf 
der Grundlage der Regelungen des § 1 BauNVO und ist vergleichbar mit den üblichen Regelungen 
anderer Nutzungen. So werden gewerbliche Produktionsanlagen nach ihrer Produktionskapazität be-
messen, Beherbergungsbetriebe nach der Anzahl der Betten, landwirtschaftliche Betriebe nach der 
Anzahl der gehaltenen Tiere und Einzelhandlesbetriebe nach ihrer Verkaufsfläche ohne das dies explizit 
in der BauNVO geregelt ist. Ohne solche Kenngrößen für die Definition von Betriebsgrößen wäre städ-
tebauliche Planung letztlich gar nicht möglich. 
 
Zu 2.: Definition Einzel- und Doppelhaus 
Dem Hinweis wird gefolgt. 
Die planungsrechtliche Definition von Doppelhaus und Einzelhaus und die Festsetzung der zulässigen 
Wohneinheiten ist zwar eindeutig, deckt sich aber nicht mit der umgangssprachlichen Bedeutung der 
Begriffe. Die Begründung wird dahingehend ergänzt. 
 
Zu 3.: Dachbegrünung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Regelung ist tatsächlich zu unbestimmt. Eine grundsätzliche Begrünung von Flachdächern soll 
aber nicht vorgeschrieben werden. Daher wird auf die Regelung komplett verzichtet. 
 
 
 
Zu FSt 4.5.0 Denkmalschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
Zu FB5, LU3 Besondere Schulträgeraufgaben:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
 




